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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Bremsanlagen von land- oder forstwirt- 
schaftlichen Zugmaschinen auf Rädern 

Vorschiag zur Angieichung der Rechtsvorschriften über den Anbau der 
Beleuditungs- und Lichtsignaleinrichtungen für land- oder forstwirtschaft- 
liche Zugmaschinen auf Rädern 
— Drucksache 7/2428 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft kann durdi Vereinheitlidiung der entsprechen- 
den Konstruktionsvorschriften erleichtert werden. Eine Ver- 
einheitlichung dient auch der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch zwei Richtlinien sollen einheitliche Vorschriften über 
Bremsanlagen sowie über den Anbau von Beleuchtungs- und 
Lichtsignalanlagen an land- oder forstwirtschaftlichen Zug- 
maschinen geschaffen werden. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/2833 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Tillmann 

Die in der Drucksache 7/2428 enthaltenen zwei 
Richtlinienentwürfe sind mit Schreiben der Präsiden- 
tin des Deutschen Bundestages vom 18. September 
1974 dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen wor- 
den. Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sit- 
zung am 13. November 1974 behandelt. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch 
unterschiedliche Konstruktionsvorschriften behin- 
dert. Ziel der vorliegenden zwei Richtlinienent- 
würfe ist es, die Konstruktionsvorschriften bezüg- 
lich der Bremsanlagen und der Anbringung von Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen an land- 
und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen zu verein- 
heitlichen. Die Vereinheitlichung dient auch der Ver- 
kehrssicherheit. Für ein Kraftfahrzeug, das diesen 
Bestimmungen entspricht, darf künftig die EWG- 
Betriebserlaubnis oder die Betriebserlaubnis mit na- 
tionaler Geltung nicht wegen der genannten techni- 
schen Einrichtungen verweigert werden. 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen hält es für erforderlich, darauf hin- 
zuwirken, daß künftig höchstens zwei Scheinwerfer 
für Fernlicht zugelassen werden, weil eine größere 
Anzahl solcher Beleuchtungskörper die Blendungs- 
gefahr für andere Verkehrsteilnehmer erhöht und 
dadurch die Sicht für den Fahrer selbst nicht wesent- 
lich verbessert wird. Wegen Blendungsgefahr er- 
scheint es ferner angezeigt, nur ein Nebel Schluß licht 
zuzulassen. Außerdem sollte den EG-Mitgliedstaaten 
auch künftig die Wahl zwischen weißem und gelbem 
Scheinwerferlicht offenbleiben. Im übrigen bedürfen 
die beiden Richtlinienentwürfe noch einer sorgfälti- 
gen redaktionellen Überarbeitung, wobei insbeson- 
dere auch der Sprachgebrauch aneinander angegli- 
chen werden muß. Dabei wird sich Gelegenheit bie- 
ten, zahlreiche weitere technische Verbesserungsvor- 
schläge, die von Fachkreisen vorgebradit werden, 
in die Überlegungen einzubeziehen. 

Der Ausschuß schlägt eine entsprechende Ent- 
schließung vor und empfiehlt im übrigen Kenntnis- 
nahme von der Vorlage. 


Bonn, den 13. November 1974 


Tillmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von den Richtlinien vor Schlägen in Drucksache 7/2428 wird Kenntnis genom- 
men. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, daß 

— höchstens zwei Scheinwerfer für Fernlicht und lediglich ein Nebelschluß- 
licht zugelassen werden und den Mitgliedstaaten die Wahl zwischen wei- 
ßem und gelbem Scheinwerferlicht offenbleibt, 

— die von Fachseite vorgebrachten Verbesserungsvorschläge geprüft werden 
und der Wortlaut der beiden Richtlinienentwürfe redaktionell überarbeitet 
und sprachlich aneinander angeglichen wird. 


Bonn, den 13. November 1974 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Tillmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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